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A n fra gebe a TI t W 0 r tun g 

Bundesminister für soziale Verwal tung Pro k s c h hat die Anfrage 

tier Ab geordn'3ten K y seI a und Geno ssen, betreffend das Auslandsrenten­

Übernahmegesetz, mit nachstehenden Ausführungen bealltwortet: 

In der vorliegend~Jn Anfrag!=? viird an den Bundesminister für soziale 

Verwaltung die Anfrage gestellt 9 ob En~ in c1e:;: Lage ist, dem Hohen Haus mitzu­

teilen, wann mit einer parlamentarischen Beratung des Auslandsrenten­

ÜbernaJ:lInegesetzes gerechnet werden ka lJl1 1)z\v. mitzuteile n 9 welche Hindernisse 
, I -

einer solchen Beratung entgegenstohen. 

In Beantwortung dieser Anfrage b eGhre ich mich~ folgendes mi tzuteilen~ 

Die Vorarbeiten für ein Auslandsrenten-Üb ernahmegesetz gehen schon 

auf Jahre zurück. Auf Grund des Initiativantrages der Abgeordneten Kysela 9 

Machunze und Genossen, eingebracht in der Sitzung des lJationalrates am 

6. Dezember 1955 bzw. am 25. Juli 1956 und auf Grund der gleichlaut enden 

Entschliessung des Nationalrates und des Bundesrates vom Dezember 1956, mit 

der das Bundesministerium für soziale Verwaltung ersucht worden war, für eine 

innerösterreichische Ergänzung des 2. österreichisch-deutschen Sozialver­

sicherungsabkommens zu sorgen, hat das Bundesministerium für soziale Verwaltung 

bereits im Jahre 1957 einen ersten Entwurf' für ein Auslandsrenten-Übernahme­

gesetz ausgearbeitet. Es war in Aussicht genommen, den Entwurf im Laufe des 

Monates Februar 1958 den beteiligten Zentralstellen und Interessenv3rtretungen 

zur Stellungnahme zu übersenden. Ich darf diesbezüglich auf meine Beant·wortung 

der Anfrage der Abgeordneten Kandutsch und Geno ssen, betreffend Koordinierung 

der zwischenstaatlichen Vertragsbestimmungen mit dem Allgemeinen Sozia1ver-
I 

sicherungsgesetz (SChaffung eines Fremdrentengesetzes) ~ 178/J, vom 21.Jän-

n~r 1958 hinweisen. 

In der Folg()zei t ist es zur Versendung des Entwurfes nicht gekommen, 

v7eil mittlerweile zwischenstaatliche V'2rhandlul1.gen mi t der BundGsrepublik 

Deutschland über die Revision des 1. und 2. österreichisch-deutschen Sozial­

versicherungsabkommens eingeleitet vJorden waren. Bei diesen Verhandlungen, die 

im Sommer 1958 in München stattfanden, "\'Turde zwisc:1en den b eid8n :Delegationen 

Einverständnis darüber erzielt, dass die Frage in Erwägung zu zi8hen wäre, ob 

das 2 •. Abkommen aufgehobe~ werden soll und hinsichtlich des Teiles 111 des 

Abkommens betreffend "Vom Erston Abkollli"nen 'übGr Sozialversicherung nicht er­

fasste Ansprüche und Anwartschaften b eüdersei tiger St aatsangehöriger und 

Volksdeuts eher" dur .. h entsprechende innorstaa tliche Regelungon vvie durch das 
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deutsche Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz bzw. durch das in Aussicht ge­

nommene ästerreichische Äuslandsrenten-Übernahmegesetz ersetzt werden soll. 

Erst auf Grund des Ergebnic,oses der zwischenstaatlichen Verhandlungen konnten 

die Arbeiten zur Horst ellung des Entwurfes des Auslandsrenten-Übernah..megesetzes 

in mein'em Ministerium fortgesIDtzt worden, wobei die Prüfung der finanziellen 

Auswirkungen des Entwurfes längf3re Zeit in Anspruch nahm. Ich darf diesbe­

züglich auf meine Bcantvvortung der am 17. Dez emb er 1958 eingebrachten Anfrage 

der Abgeordnoten Dr. Pfeifer, Kandutsch und Genossen, betreffend Einbringung 

eines Entwurfes über ein Auslandsrenten-Übernahmegesetz, Nr. 347/J, vom 

21. Jänner 1959 hinweisen. 

Die Versendung des Entwurfes des Auslandsrenten-Übernahmegesetzes 

an die beteiligten Zentralstellen und Interessenvertretungen erfolgte mit 

dem Rundschreib en vom 12. Jänner 1959, Zl.II-2. 693-4/59 • .Aus den eingelangt en 

Stellungnahmen ging klar hervor, dass insbesondere in der Frage der Finanzierung 

des Aufwandes auS der Durchführung des Auslandsrenten-Üb ernabmogesetz es grund­

legende Meinungsverschiedenheiten bestanden. Der Hauptverband der äst erreichi­

schen Ilozialversicherungsträger und die Träger der Pensionsversicherung ver­

traten den Standpunkt, dass es der durch die Versicherungsträger verkörperten 

österroichischen Versmchertengemeinschaft nicht zugerrlUtet werden könne, Ver­

sicherungslasten, für die sie keine Beiträge erhalten hatten und die ihnen 

durch die Gesetzgebung des Bundes aufgebürdet werden sollen, ohne entsprechen­

de Kostenorstattung durch den Bund zu übernehmen. Andererseits. lehnte es das 

Bundesministerium für Finanzeh grundsätzlich ab, die Kosten, die sich aus 

der Durchführung des Gesetze s ergeben werden, durch don Bund allein zu üb er­

nehmen. Die Bemühungen cl.GS Bundesministeriums für soziale Verwaltung, diese 

Differenzen zu überbrücken, waren erfolglos geblieben. Ich konn~e mich zu­

nächst nicht entschliessen, dem Ministerrat.einen Entwurf zur Weiterleitung 

an die gesetzgebenden Körperschaft611 vorzulegen, in dem die auch meines 

Erachtens nicht ohne weiteres von der Hand zu weisenden gewichtigen Bedenl~en 

der österreichischen Sozialversicherungsträger nich~ berücksichtigt werden. 

Auf Grund deE Entschliessungsantrages, den die Vertreter der drei im 

Farlament vertretenen Parteien Abgeordnete Dr" Hetzenauer, Kysela, Dr. Tangel 

und Genossen anlässlich der Beratung des Bundesvoranschlages 1960 im Finanz­

und Budgetausschuss eingebracht hatten und mit dem ich ersucht worden war, 

den bereits mehrfach 'Ü.n Aussicht gestellten Gesetzentwurf für ein Auslands­

ronten-Üb ernahmegesetz umgehend der parlamentarischen BehandlUng zuzuleiten, 

ha"be ich mich entschlossen, unter HinVJegsetzung übor die gewichtigen Bedenken 
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der Sozialversicherungsträger den Entwurf des Äuslandsrenten-Übernahmegosetzes 

dem Ministerrat mit dom l:cntrag vorzulegen, die Bundesregierung wolle besclüies­

sen, ihn der verfassungsmässigcm Bc,handlung durch die Organe der Bundesgesetz­

gebung zuzuführen. Zu dieser Entscl1licssung bin ich gekommen, obwohl aussor 

der schon von mir erwähnten grundsät zlichen Einwendung der Sozialversicherungs­

träger in der Finanzierungsfrage unter anderem auch noch folgende grundsätzliche 

Einwendunge~egen die Weit er leitung des Entwurfes vorlagen: 

1. Die vom Bundeskanz18ramt-Verfassungsdienst aufgeworfene Frage, ob 

die im Entwurf des Auslandsrenten-Üb ornahmo~eset zes vorgesehene Re gelung 

überhaupt dem Kompetenztatbestand nso zial versicherungswesen" des Art .10 

Abs.l Z.ll B.-VG. zugeordnet werden könne, und zwar im Hinblick darauf, dass 

im Entwurf Leistungen an Personen, die übe:dhaupt nicht versichert waren, vor­

gesehen sind .• 

2. Die von mehreren Dienststellen zur Erörterung gestellte Frage, ob 

mit der innerstaatlichen Regelung der Auslandsrenten-Übernahme nicht zugewar­

tet werden soll, bis die eingeleiteten Verhandlungen mit der Bundesrepublik 

Deutschland über die finanzielle Beteiligung dieses staates am Leistungsauf­

wand zu einem Ergebnis geführt haben. Meines Erachtens ist es sozialpolitisch 

nicht vertretbar, dia imlerstaatliche Regelung aus diesem Grund auf unbestimm­

te Zeit hinauszuschieben. 

3. Die Einwendung des Bundeskanzl er am tes-Verfassungsdi enst, das,s der 

Ent'vvurf Differenzierungen zwischen den österreichischen staat sbürgern schafft, 

die sich daraus ergeben, dass oine Personengruppe Sozialversicherungsleistungen 

unter wesentlich giinstiger;:::n Voraussotzungen erhalten Ylird als die übrigen 

Staatsbürger. Solche Differenzierungon süien nach J ... nsicht des Bundeskanzler-

amt es-Verfassungsdienst mit dem Grundsatz clor Gloichhe i t all er St aatsbürger 

vor dem Geset z nur vereinbar, 'Nenn sie sachlich gerechtfertigt seien. Dieser 

Einwendung des Bundeskanzleramtes-Vorfassungsdionst ist entgegen-zu-"'halten: 

Die sachliche Rechtfertigung der Begünstigungen, die der Entwurf dos 

Jl.uslundsrenten-Übernabmogesetzes für den betroffenen Personenkreis vorsieht, 

ist in der Tatsache gegeben, dass die Aussiedlerstaaton es aus politischen 

Gründen grundsät zlich ab le:tni!!la , die· in den Pens ions( Renten)versicherungen 

und in der Unfallversicherung der betrüffenden Aussiedlerstaaten en'JOrbenen 

Amvartschaften und Ansprücho anzuerkennen und zu honorieren. Im übrigen 

hat die Ropublrrk Österroich bereits durch den Teil 111 des 2. österreichisch-
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deutschen Sozialvorsicherungsabkommens d,iese fremden Anspriich8 und Ln7Jart­

schaften in oinem gewissen .Lusmass berücksichtigt. 

Der I.1inisterrat hat in der Sitzung am 15. Dezember 1959 die 

Einsotzung eines Ministerkomi t oos b-) schlo ssen. Um (liD Bora tungen in diesem 

lIJIinisterknmitee entsprechend vorzub(;rci ten 9 habe ich angeordnet ,dass über 

die o1wn angeführten grundsätzlichen Fragen und auch über allfälligo andere 

Einwendungen der beteiligten Zontralstollen zunächst in einem Beamtenkomitee 

unter dem Vorsitz des Leitersdor zuständigen Scktion'des Bundesministeriums 

für so zlii:üO Verwaltung beraten werden so 11. Das Beamtenkomitee h2t inzwischen 

seine B '3sprechungen abgeschlo ssen. Die offen gebliebenen Fragen. wurdon auch 

schon in einer ersten Sitzung des l:J1inisterkomitees beraten. Die Beratungen 

werden in nächster Züit fortgesetzt werden. Ich werde mir orlaub8n, den 

anfragenden AbgE:'ordneten über den j~usgang dioser Verhandlungen seinerzeit 

zu borichton. 

-.-.-.-.-.-
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